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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  9 9  

vom 20. August 1919. 

 

Anwesend:1 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  (beurlaubt) und Ing. Z e r d i k, sowie die 

Unterstaatssekretäre G l ö c k e l  (beurlaubt), M i k l a s, P f l ü g l  und Dr. T a n d l e r. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Äußeres: Gesandter I p p e n; 

vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m; 

ferner zu Punkt 1: 

vom Staatsamt für Volksernährung: Ministerialrat W a l l e n s t o r f e r. 

 

Vorsitz: Vizekanzler F i n k 

(bei Punkt 11: Staatssekretär Dr. B r a t u s c h). 

 

Dauer: 15.00 – 19.00 

 

Reinschrift (18 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO mit dem 

Gesetzesentwurf über den achtstündigen Arbeitstag (8 Seiten, gedruckt) 

 

Inhalt: 

1. Reise- und Sommerverkehr in Salzburg. 

2. Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages über die Errichtung eines 

Landeswirtschaftsrates und Bestellung von Wirtschaftskommissären. 

3. Kohlensituation in Deutschösterreich. 

4. Gesetzesbeschluss des Landtages in Salzburg, betreffend die Abänderung und 

Ergänzung einiger Bestimmungen des Salzburger Wasserrechtsgesetzes. 

5. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des 

Telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung. 

                                                 
1  Weiters war ein Schriftführer anwesend. 
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6. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend die 

Unterstützung von arbeitslosen Arbeitern und Angestellten. 

7. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Erhaltung des 

Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend die dritte 

Ausgabe der Arzneitaxe zu der österreichischen Pharmakopöe Ed. VIII für begünstigte 

Parteien (Krankenkassentaxe) sowie betreffend die achte Ausgabe der Arzneitaxe zu der 

österr. Pharmakopöe Ed. VIII. 

9. Beurlaubung eines Beamten des Staatsamtes für soziale Verwaltung mit Wartegebühr. 

10. Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung einer 

Landesabgabe von öffentlichen Vorführungen und Tanzunterhaltungen (Lustbarkeitsabgabe) 

im Lande Niederösterreich. 

11. Frage des Anschlusses Vorarlbergs an die Schweiz. 

 

Beilagen: 

Beilage A zum KRP betr. Errichtung eines Landeswirtschaftsrates und die Bestellung von 

Wirtschaftskommissären (3 Seiten) 

Beilage zum KRP betr. Zuschrift der Staatskanzlei über den eventuellen Anschluss 

Vorarlbergs an die Schweiz (2 Seiten) 

Streng geheimer Anhang zur westungarischen Frage (4 Seiten, lag dem Konzept bei) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Referat der Staatskanzlei z.Zl. 3004/1-St.K. 1919 über den oö. 

Gesetzesbeschluss über die Errichtung eines Landwirtschaftsrates und die Bestellung von 

Wirtschaftskommissären für OÖ. (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Vorstellung des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 16920 gegen 

den Gesetzesbeschluss der Landesversammlung Salzburg über die Abänderung und 

Ergänzung einiger Bestimmungen des Salzburger Wasserrechtsgesetzes (11 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der 

Verwaltung des telegraphen-, Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung mit 

Begründung, Organisationsentwurf (gedruckt, zweifach), Gutachten der GD für Post-, 

Telegraphen- und Fernsprechwesen (gedruckt) sowie Forderung en des Verbandes der im 

staatlichen Telephon-, Telegraphen- und Rohrpostdienst stehenden Organe (70 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung zur Unterstützung 

arbeitsloser Arbeiter und Angestellter (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 
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Erhaltung des Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung für die dritte 

Ausgabe der Krankenkassentaxe mit Begründung z.Zl. 19835/VG/1919 (4 Seiten)  

Beilage zu Punkt 8 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung für die achte 

Ausgabe für die Arzneitaxe der öst. Pharmakopöe mit Begründung z.Zl. 19834/VG/1919 (2 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Referat des StA f. soziale Verwaltung Zl. 19257/VG über die 

Beurlaubung des Beamten Dr. Hugelmann (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Auszug für den Vortrag des StA. d. Inneren über den 

Gesetzesentwurf des nö. Landtages für die Einhebung einer Landesabgabe von öff. 

Vorführungen und Tanzunterhaltungen in NÖ. (1 Seite) 

Beilage zu Punkt11 betr. Vortrags und Referat der dö. Staatskanzlei mit dem Schriftwechsel 

über den von Vorarlberg angestrebten Anschluss an die Schweiz (11 Seiten) 

 

1.2 

Reise- und Sommerverkehr in Salzburg. 

Staatssekretär P a u l  teilt mit, die Salzburger Landesregierung habe im Hinblick auf 

dringende Vorstellungen der Salzburger Bevölkerung das Ersuchen gestellt, es möge gestattet 

werden, dass die ursprüngliche, von der Salzburger Landesregierung erlassene Verordnung 

vom 18. März d.J., betreffend die Regelung des Sommerfrischenverkehrs, wieder in Kraft 

gesetzt werde. Bevor eine diesbezügliche Antwort gegeben werden könnte, sei die Nachricht 

eingelangt, dass in der gegenständlichen Angelegenheit am Freitag den 22. d.M. bei der 

Landesregierung in Salzburg eine Sitzung stattfinden werde. Der sprechende Staatssekretär 

beabsichtige zu dieser Sitzung einen Vertreter des Staatsamtes für Volksernährung zu 

entsenden,3 welcher die Erklärung abzugeben hätte, dass den vorgebrachten Wünschen der 

Landesregierung soweit als möglich werde entgegengekommen werden, dass jedoch 

unbedingt an der freien Einreise und dem dreitägigen Aufenthalt ohne besondere Bewilligung 

festgehalten werden müsse. 

Nachdem Staatssekretär S t ö c k l e r  und E l d e r s c h4 gleichfalls der Ansicht Ausdruck 

                                                 
2  Vor dem 1. Tagesordnungspunkt sind im Stenogramm umfangreichen Ausführungen zu Westungarn 

verzeichnet, die nicht in die Reinschrift aufgenommen wurden und im Anschluss an das Protokoll unter 
„Zusätze aus den Stenogrammen“ wiedergegeben werden. 

3  Anstelle des bisherigen Satzes heißt es im Stenogramm: 
„Ich habe die Absicht, Wallenstorfer zu dieser Sitzung zu schicken und dort im Einvernehmen mit Eldersch 
folgendes erklären zu lassen. Sie möge trachten, aus der Sache herauszukommen, unliebsame Fremde 
auszuweisen“. 

4  Im Stenogramm findet sich eine längere Wortmeldung von Eldersch: 
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gegeben hatten, dass die freie Einreise und ein beschränkter Aufenthalt im Lande unter allen 

Umständen aufrecht erhalten werden müsse, stimmt der Kabinettsrat dem vom Staatssekretär 

P a u l  beabsichtigten Vorgehen zu. 

 

2. 

Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages über die Errichtung eines 

Landeswirtschaftsrates und Bestellung von Wirtschaftskommissären. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  teilt mit, dass der oberösterreichische Landtag 

den dem vorliegenden Protokolle als Beilage a) angeschlossenen Entwurf eines Gesetzes über 

die Errichtung eines Landeswirtschaftsrates und Bestellung von Wirtschaftskommissären 

beschlossen habe. Gegen diesen Gesetzesbeschluss, der zum Gegenstande einer Besprechung 

der beteiligten Zentralstellen gemacht wurde, seien in mehrfacher Hinsicht Einwendungen zu 

erheben. Vor allem sei es nicht verständlich, weshalb dieser Gesetzesbeschluss überhaupt 

gefasst wurde, es sei denn, dass ein neuerlicher Vorstoß zugunsten einer länderweise 

verschiedenen Regelung der gegenständlichen Frage gemacht werden wollte. Es werde 

nämlich dadurch eine Institution geschaffen, die im Handelskammergesetze in Gestalt der 

Handelskammer ohnedies vorgesehen sei, wobei jedoch im vorliegenden Falle sorgsam darauf 

Bedacht genommen wurde, dass der Handelskammer, der gesetzlichen Vertretung von 

Gewerbe, Industrie und Handel, kein Vorschlagsrecht für die Ernennung von Mitgliedern aus 

diesen Berufsständen eingeräumt wird, während der Landesbauern- und Landesarbeiterrat 

nicht bloß ein solches Vorschlagsrecht hätten, sondern sogar selbst aus ihrer Mitte je zwei 

Mitglieder entsenden. Hiedurch seien die Interessen der Produktionspolitik unbillig 

zurückgesetzt. 

Gewichtiger seien aber die Bedenken verfassungsrechtlicher Natur: 

Nach § 11 d) und e) des Grundgesetzes über die Reichsvertretung vom 21. Dezember 

1867, R.G.Bl. Nr. 141, gehört die Regelung der Zoll- und Handelsangelegenheiten, dann die 

Gewerbegesetzgebung u.s.w. in die Kompetenz der Reichsvertretung. Es liege also eine 

Kompetenzüberschreitung des Landtages vor. 

Im Übrigen dürfte der Vorgang des oberösterreichischen Landtages auf die übrigen Länder 

exemplifizierend wirken und dadurch die Absicht der Staatsregierung, die Frage der 

wirtschaftlichen Organisationen einheitlich und umfassend für das ganze Gebiet und für 

                                                                                                                                                         
„Die Landesregierung ist gar nicht in der Lage, für das ganze Land zu sprechen. Man wehrt sich heftig 
gegen die ….. (?) in der Stadt Salzburg selbst, wegen Nahrungsmangel. Anders steht es am Land. In den 
Sommerfrischen wünscht man die Fremden wegen des guten Geschäftes. Der Vertreter des 
Volksernährungsamtes soll unbedingt an der 3tägigen Aufenthaltsbewilligung festhalten. Im übrigen sollen 
sie bezüglich der Saison bis zum 1. September meinetwegen recht haben.“ 
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sämtliche Wirtschaftszweige zu lösen, gefährdet werden. 

Der sprechende Unterstaatssekretär stelle daher den Antrag, gegen den Gesetzesbeschluss 

im Sinne des Art. 14, Abs. 1, des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 179, Vorstellung 

zu erheben. 

Staatssekretär Dr. B a u e r  spricht sich gegen diesen Antrag aus. Der Gesetzesbeschluss 

beruhe auf einem Kompromiss sämtlicher drei Parteien des Landtages und sei einstimmig 

gefasst worden. Es handle sich um einen Versuch, Konflikte zwischen Arbeiterrat, Bauernrat 

und Landesregierung durch Schaffung einer gemeinsamen Körperschaft beizulegen. Ein 

solches Kompromiss dürfe nicht gestört werden. Zudem seien die Wirtschaftskommissäre nur 

begutachtende Organe, denen keinerlei Exekutivgewalt eingeräumt werde.5 

Im weiteren Zugs der Debatte, an welcher sich außer dem Vorsitzenden noch die 

Staatssekretäre S t ö c k l e r  und Dr. B r a t u s c h  beteiligten, trat die Auffassung zutage, 

dass eine hinlängliche gesetzliche Grundlage für die Erhebung einer Vorstellung nicht 

gegeben sei, welcher Auffassung schließlich auch der Antragsteller beitrat. 

Der Kabinettsrat beschließt sohin, von der Erhebung einer Vorstellung gegen den 

Gesetzesbeschluss abzusehen und der sofortigen Verlautbarung des Gesetzes zuzustimmen.6 

 
α E l l e n b o g e n: Es ist möglich, dass dies die Absicht ist. Aber ich mache aufmerksam, Dr. Schwinner 

(?) Initiator der Neuregelung - rad. Separatist und es steckt etwas anderes darin. Wenn man eine solche Regelung 

schafft, so soll man sie nicht nach einer anderen Richtung einseitig machen. Vielleicht würde es genügen, wenn 

man annimmt, dass im § 5 die Wirtschaftskommissäre, mindestens einer, aus der Industrie gewählt werden.  

B a u e r: Dadurch wird die Länderseparation nicht geändert. 

F i n k: Weist auf § 2 Abs. 1 hin.  

S t ö c k l e r: Gesetz ist harmlos. Es ist schwer, dagegen Vorstellung zu erheben. Anderseits müssen wir 

aber gegen solche Beschlüsse Bedenken erheben. Was man jetzt herausliest, ist nicht die eigentliche Ursache. Es 

ist immer ein Hintertürl. Schwinner ist gefährlich. In der Holzsache wurden Beschlüsse gefasst, die im Hinblick 

auf Fördernisvertrag ganz unmöglich sind. Sie heben eine hohe Steuer auf Holz ein ohne Gesetz. Aus diesen 

Gründen fürchte ich, dass diesen einfachen Verfügungen weit schwerere zugrundeliegen. Die Oberösterreicher 

sind vorbildlich. Es ist allerdings schwer, Vorstellung zu erheben.  

F i n k: Es handelt sich nur um Beratung und Begutachtung in gewissen Angelegenheiten. Wir dürfen ja gar 

nichts machen, wenn wir nicht eine feste Grundlage haben. Ich halte eine dafür, dass wir in diesem Fall keine 

gesetzliche Grundlage haben.  

                                                 
5  Anstelle der vorhergehenden zwei Sätze heißt es im Stenogramm: 

„Wenn man nun ein solches Kompromiss stört, so könnte das Konsequenzen haben, die man nicht abschätzen 
könnte. Man kann auch nicht behaupten, dass das ein Grund sei, weil das Bürgertum nicht vertreten ist. Die 
Vertretung des Bürgertums ist möglich, weil doch der Landtag wählt. Kein Grund zur Vorstellung, weil die 
Handelskammer nicht darin ist. Die Handelskammer kann dich selbständig begutachten. Das Wesentliche ist 
das Politische. Es handelt sich um einen Versuch, die Konflikte beizulegen. Bin gegen den Einspruch.“ 

6  Anstelle der vorhergehenden zwei Absätze findet sich im Stenogramm eine längere Wechselrede, die im 
Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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B r a t u s c h: Vorletzter Absatz des § 5 verleiht zu viele Befugnisse. 

B a u e r: Es erscheint als eine Chimäre, weil Kompromiss aller Parteien. Auch Einwendung Bratusch nicht 

begründet, die Landesregierung kann sich zur Mitwirkung was immer für Organe bedienen. Wir werden 

ohnedies sobald der Friede da ist, bei der Verfassungsfrage uns mit den Kompetenzen befassen.  

Ellenbogen zieht Antrag zurück. Keine Vorstellung zu erheben. α 

 

3. 

Kohlensituation in Deutschösterreich. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  teilt mit, dass durch das Ausbleiben der 

Kohlenzuschübe aus Oberschlesien infolge des dort ausgebrochenen Streiks die Gefahr des 

vollständigen Stillstandes der Industrie, der Einstellung der Gas- und Elektrizitätswerke sowie 

des Personen- und Lastzugsverkehres auf den Staatsbahnen unmittelbar bevorstehe. Ein 

telegraphisches Ansuchen an den deutschen Reichskohlenkommissär um Ersatzlieferungen 

aus dem Ruhrgebiete habe keinen Erfolg gehabt, weil die deutsche Industrie sich infolge der 

Verhältnisse in Oberschlesien in der gleichen Lage wie wir befinde. 

Einen gewissen Lichtblick biete nur das Ergebnis der jüngsten Verhandlungen in Prag. 

Hienach hätten die beteiligten Ressorts Stipulationen zugestimmt, wonach tschechischerseits 

täglich 2.500 t Braunkohle für die Bevölkerung, 1.100 t Ostrauer Kohle für die Gaswerke, 

1.000 t Braunkohle für die Elektrizitätswerke und außerdem 3.000 t für die Staatsbahnen zu 

liefern seien. Die Bezahlung habe zu 60 % in tschechoslovakischen Kronen, zu 40 % in 

Demobilisierungsgütern zu erfolgen. Diese Stipulationen seien noch vom Ministerrate zu 

genehmigen. Aber auch im Genehmigungsfalle ginge die Industrie leer aus und sei lediglich 

auf die inländische Förderung angewiesen, die aber in erster Linie für die 

Approvisionierungsgewerbe, die Krankenhäuser und die Kohlenkleinhändler verwendet 

werden müsse. 

Der sprechende Unterstaatssekretär ziehe in Erwägung, in Gemeinschaft mit Deutschland 

durch Gewerkschafter unmittelbar auf die oberschlesischen Arbeiter unter Hinweis auf die 

Situation in Deutschösterreich einwirken zu lassen.7 

Staatssekretär Dr. B a u e r  weist darauf hin, dass dem Streik in Oberschlesien keinerlei 

soziale Momente zugrunde liegen; es handle sich dort um einen bewaffneten polnischen 

Aufstand, weshalb eine Intervention durch Gewerkschafter ohne Erfolg bleiben würde. Er 

                                                 
7  Anstelle dieses Absatzes heißt es im Stenogramm: 

„Im Augenblick stehe die Sache mit dem Streik in Deutschland etwas besser. Ich habe mit d.ö. 
Gewerkschaftern gesprochen und gefragt, ob es nicht zweckmäßig wäre, in Gemeinschaft mit Deutschland 
Gewerkschafter nach Oberschlesien zu schicken, um mit Vertretern der Arbeiter zu sprechen, um ihnen zu 
sagen, dass Gefahr des Verhungerns für Deutschösterreich besteht. Es geht allerdings die Meinung dahin, 
dass der Streik auf polnische Machinationen zurückzuführen ist.“ 
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sehe keine Möglichkeit, die unmittelbare Katastrophe abzuwenden. Doch müssten für die 

Zukunft Vorkehrungen getroffen werden, und zwar zunächst für den möglichen Fall der 

Besetzung Oberschlesiens durch die Entente. Es werde dort infolge des dann zu 

gewärtigenden planmäßigen Abziehens der Transportmittel durch die Deutschen und Polen 

Waggonmangel für die Kohlenkatastrophe eintreten, worauf die hiesigen Ententevertreter 

nachdrücklichst aufmerksam zu machen und zu ersuchen sein werden, dafür Sorge zu tragen, 

dass die erforderlichen Transportmittel sichergestellt und die Kohlentransporte während der 

Truppenverschiebungen nicht unterbrochen werden.8 

Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen zur Kenntnis und überlässt es dem Staatsamte 

für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, die weiteren im Gegenstande erforderlichen 

Verhandlungen mit dem Auslande zu führen.9 

 

4. 

Gesetzesbeschluss des Landtages in Salzburg, betreffend die Abänderung und Ergänzung 

einiger Bestimmungen des Salzburger Wasserrechtsgesetzes. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  teilt mit, dass der Landtag in Salzburg in seiner Sitzung am 27. 

Juni d.J. den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger 

Bestimmungen des Salzburger Wasserrechtsgesetzes, beschlossen habe. Durch den § 1 des 

Artikels I dieses Gesetzesbeschlusses sollen die in Salzburg „vom Ärar bisher als private in 

Anspruch genommenen Gewässer“ als öffentliches Gut erklärt werden. Einer solchen im 

Wege des Gesetzes getroffenen generellen Öffentlichkeitserklärung sämtlicher ärarischer 

Gewässer könne die Staatsregierung nicht zustimmen; denn einerseits ließen sich die 

rechtlichen Wirkungen einer solchen Maßnahme auf die übrigen dem Ärare in Salzburg 

zustehenden, sowie insbesondere auf die von der Staatsforstverwaltung zahlreichen Personen 

bisher eingeräumten Rechte nicht ohne weiters überblicken, andererseits aber beziehe sich 

diese Bestimmung auch gewiss auf eine Reihe von Gewässern, für deren 

Öffentlichkeitserklärung im öffentlichen Interesse gar keine Begründung zu finden sein 

                                                 
8 „P a u l: Es ist vorauszusehen, dass die Einstellung der Ententezüge gewisse Aufregung bei den 

Ententevertretern hervorrufen. Gestern Abend hat Oberst C. eine scharfe Depesche nach Prag gerichtet. Die 
Tschechen werden daraufhin 45 Waggons schwarze Kohle für die Ententezüge liefern. Von morgen ab 
werden die Ententezüge wieder fahren. Ich werde wahrscheinlich morgen oder übermorgen den 
Personenzugsverkehr einstellen müssen. 
F i n k: Wir werden die Verhandlungen mit dem übrigen Ausland fortführen. Wir müssen dem Staatsamt für 
Handel die Sache überlassen. 
E l l e n b o g e n: Wenn die mittleren Betriebe und die übrigen industriellen Betriebe aufhören, furchtbare 
Katastrophe.“ 

9  Im Stenogramm scheinen vor dem nächsten Tagesordnungspunkt zwei weitere Tagesordnungspunkte auf, die 
nicht in die Reinschrift aufgenommen wurden und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den 
Stenogrammen“ wiedergegeben werden. 
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dürfte. Es sei nicht einzusehen, warum dem Ärar alle, auch die kleinsten, für eine im 

allgemeinen Interesse gelegene Verwertung gar nicht in Betracht kommenden Wasserläufe, 

die mit dem staatlichen Forstbesitze im engsten Zusammenhange stehen und für diesen allein 

Bedeutung haben, entzogen werden sollen, indes vielen anderen Grundbesitzern gewiss 

Eigentumsrechte an Gewässern verbleiben werden. Insbesondere bei den stehenden 

Gewässern werde das Interesse, sie in staatlicher, wirtschaftlich einwandfreier Obsorge zu 

belassen, meist größer sein, als jenes, sie öffentlich zu erklären. 

Abgesehen von diesen mehr wirtschaftlichen Erwägungen, erscheine jedoch die geplante 

Gesetzesbestimmung auch vom rechtlichen Standpunkte als nicht annehmbar. Sie komme 

nämlich in ihrer Wirkung einer Enteignung gleich, die ohne Entschädigung platzgreifen soll. 

Eine solche mit unserem Rechtsempfinden nicht zu vereinbarende Maßnahme 

widerspreche dem in der Nationalversammlung von der Regierung als unverrückbare 

Richtlinie erklärten Grundsatz, dass auch in Hinkunft Enteignungen nur gegen Entschädigung 

zulässig sein sollen. Ein weiterer Grund, dass die Staatsregierung gegen den erwähnten 

Gesetzesbeschluss Vorstellung erheben müsse, liege darin, dass nach dem uns diktierten 

Frieden sämtliche dem Staate zustehenden Eigentumsobjekte als Pfand für unsere finanziellen 

Leistungen zu dienen haben und die Staatsregierung loyaler Weise keiner Maßnahme 

zustimmen könne, die den Wert dieser Pfandbestellung beeinträchtigen muss. 

Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, gegen den Artikel I, § 1 des 

vorliegenden Gesetzesbeschlusses im Sinne des Art. 14 des Gesetzes vom 14. März 1919, 

St.G.Bl. Nr. 179, Vorstellung zu erheben und das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft zu 

ermächtigen, die Landesversammlung hievon im Wege der Landesregierung unter 

Bekanntgabe der Gründe, mittels einer im Einvernehmen mit dem Direktorium des 

Wasserkraft- und Elektrizitätswirtschaftsamtes verfassten Zuschrift zu verständigen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag mit der Maßgabe zum Beschluss, dass in der 

betreffenden Zuschrift an die Landesregierung in jenem Passus, in welchem sich die 

Staatregierung bereit erklärt, „dass sie in den sich ergebenden Fällen von 

Öffentlichkeitserklärungen einzelner Gewässer in jeder Beziehung insbesondere auch in der 

Frage der Schadloshaltung das weitestgehende Entgegenkommen zu beweisen“ die Worte 

„insbesondere auch in der Frage der Schadloshaltung“ zu streichen sind.10 

                                                 
10  Vgl. die Stenogrammvariante: 

„S t ö c k l e r: Salzburger Wasserrecht. 
G r i m m: Ist nicht das Zugeständnis S. 8 letzte Zeile nicht zu weitgehend? 
S t ö c k l e r: Wir haben das nur deshalb hineingenommen, damit sich die Salzburger nicht so aufregen. In 
manchen Ländern …. [das Stenogramm bricht ab] insbesondere Schadloshaltung streichen. 
Angenommen mit dieser Streichung.“ 
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5. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des Telegraphen-, 

Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung. 

Staatssekretär P a u l  erbittet die Zustimmung des Kabinettsrates zur Erlassung einer 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Trennung der Verwaltung des Telegraphen-, 

Fernsprech- und Rohrpostwesens von der Postverwaltung. 

Bei der eingehenden Begründung dieser Maßnahme verweist Staatssekretär P a u l  darauf, 

dass damit ein Versprechen eingelöst werde, welches den Postbediensteten seinerzeit vom 

Staatskanzler gemacht wurde. 

Im Zuge der darauffolgenden längeren Debatte wurde seitens des Vorsitzenden und des 

Staatssekretärs S t ö c k l e r  dem Bedenken Ausdruck gegeben, dass die beabsichtigte 

Trennung eine Verzögerung im amtlichen Geschäftsgange hervorrufen und Anlass zu 

Personalvermehrungen geben könnte. 

Unterstaatssekretär Dr. R e s c h  spricht sich gegen die im § 5, Abs. 1 unter gewissen 

Voraussetzungen in Aussicht genommene Trennung der Post- und Telegraphenämter aus. 

Sektionschef Dr. G r i m m  betont, die Finanzverwaltung habe der geplanten Maßnahme 

nur im Hinblicke auf die ausdrückliche Zusicherung des Staatsamtes für Verkehrswesen, dass 

aus dem vorliegenden Anlasse unter keinen Umständen eine Personalvermehrung erfolgen 

werde, zugestimmt. 

Nachdem noch die Staatssekretäre Dr. B a u e r  und E l d e r s c h  zum Gegenstande 

gesprochen hatten, erklärt Staatssekretär P a u l, dass er seinen Antrag vorläufig zurückziehe 

und in der nächsten Sitzung des Kabinettsrates eine neue Fassung des § 5, in welcher den 

vorgebrachten Bedenken werde Rechnung getragen werden, unterbreiten werde.11 

 
α P a u l: Trennung der Generaldirektion.  

Die Sache ist sehr bestritten. Manche Gutachten pro, manche dagegen. Es wurde behauptet, der letzte 

Telephonstreik sei darauf zurückzuführen, weil die Techniker unter den Juristen sich nicht entfalten können. 

Schon Urban hat eine Vollzugsanweisung erlassen, womit eine selbständige Generalpostdirektion geschaffen 

wurde, hat aber innerhalb dieser keine Trennung vorgenommen, obwohl er sie, wie man behauptet, 

ehrenwörtlich zugesichert hatte. Scheidung zwischen technischen und administrativen Agenden war nicht 

hinlänglich durchgeführt. Unter den gegenwärtigen Verhältnissen muss man die Trennung durchführen. Es ist 

auch bei den Verhandlungen mit dem Staatskanzler den Postbediensteten zugesagt worden. Die Maßnahme 

wurde von mir mit allen Organisationen der Post- und Telegraphenangestellten durchgesprochen.  

                                                 
11  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die ausführlichen Auszeichnungen im Stenogramm, die im Anschluss 

an zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 
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Sozialdemokraten pro, Christlichsoziale haben vorbehalten, dass ein gewisser Austausch in der Verwendung 

möglich sein müsse. Die Deutschnationalen haben eine Schwierigkeit insofern gemacht, als sie darin einen 

starken Erfolg der sozialdemokratischen Organisation sehen, der ihnen nicht genehm ist und dass der juristische 

Einfluss stark zurückgedrängt ist. Aber sie werden sich im übrigen fügen.  

Die Trennung ist ja so gedacht, dass sie nur bei der Generaldirektion durchgeführt wird. Weiters bei den 

Post- und Telegraphendirektionen (keine räumliche Trennung) und dass die großen Postämter der Postdirektion, 

die großen Telegraphenämter der Telegraphendirektion unterstehen. Nach hinunter geht die Trennung natürlich 

nicht weiter. Wo der überwiegende Postdienst ist, wird die Postdirektion die vorgesetzte Stelle sein. - - - - 

[Striche im Stenogramm] Telegraphendirektion.  

Bitte um Genehmigung, dass ich die Vollzugsanweisung hinausgebe. 

F i n k: Mir scheint die Sache nicht unbedenklich zu sein. In diesem kleinen Deutschösterreich sollen wir für 

das P….wesen 2 Generalpostdirektionen bekommen. Bei jeder Postdirektion trennen und dann die kleineren 

Ämter dem einen oder anderen zuweisen. Das Ganze verrät eigentlich nur von dem Streit zwischen Juristen und 

Technikern. Nicht unbedenklich scheint es mir insbesonders deshalb, weil das auch in anderen Ämtern möglich 

wäre, z. B. dem Staatsamt für Handel, Gewerbe, Industrie und Bauten. 

Es kommt zum Ausdruck bei der Besetzung der einzelnen Funktionen bei den Landesregierungen 

(:Staatsamtdirektor, Landesamtsdirektor:). Ich halte dafür, dass wir dadurch, dass wir dem Streit nachgeben, 

erstens eine Beamtenvermehrung erzielen und dass wir auch bei den anderen Ämtern eine Schwächung 

hervorrufen. 

P a u l: Die Generalpostdirektion ist kein selbständiges Staatsamt, sie war eine Sektion des Staatsamtes. Sie 

wäre es auch geblieben, wenn nicht der Staatsrat eine selbständige Generalpostdirektion zu errichten ….. Ich war 

auch genötigt, die Kompetenz des Generalpostdirektors einzuschränken. Die Generalpostdirektion wird wieder 

in die Kompetenz einer Sektion herabgedrückt. In einer technischen Sektion kann aber kein Jurist vorschreiben. 

Nun mehr bekomme ich eine juridische Sektion (:Gen.Post.Dion) und eine technische zum Staatsamt dazu (die 

G.T.Dion). 

Es sind keine neuen Ämter, sondern nur 2 neue Sektionen meines Amtes. Wenn die Gen.PostDion nicht 

selbständig wäre, so hätte ich ohne Kabinett einfach 2 Sektionen gemacht, nämlich eine juristische Postsektion 

und eine technische (Tel.Dion). 

Jetzt habe ich eigentlich einen zweiten Staatssekretär. 

R e s c h: Ich bin nicht zu der Überzeugung gekommen, dass sachliche Momente vorgewaltet haben. Es heißt 

unter anderem auch, dass sich auch Techniker dagegen ausgesprochen haben und dass nur eine Organisation in 

der Begründung gesagt hat, es muss getrennt werden. Was geschieht mit den invalidwerdenden 

Telegraphenbeamteten.  

Da werden die Postdirektionen sich weigern, sie zu übernehmen. Es könnte durch einen Ausbau der Sektion 

der Generalpostdion … Die Rechte des Generalpostdirektors könnte man beschneiden. 

G r i m m: Wesentliche finanzielle Bedenken. Nur da das Staatsamt für Verkehr erklärte, dass absolut keine 

Personalvermehrungen erfolgen, hat uns bestimmt, zuzustimmen. 

Ich bitte, dass der Kabinettsrat Neusystemisierungen nicht zustimmt. Das Finanzamt bereitet einen Erlass 

vor, dass Beamtenstand der Ämter herabgesetzt werden müssen.  

S t ö c k l e r: Ich habe das Gefühl, dass sich das auch anders regeln ließe. Bei der Errichtung neuer 

Sektionen sind immer mit der Zeit Personalvermehrungen verbunden. Unikum, dass früher im großen Österreich 
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eine, jetzt im kleinen Deutschösterreich zwei. Der Streit der Juristen und Techniker muss ja irgendwie 

ausgeglichen werden, aber durch die Trennung wird das Zusammenarbeiten noch schwieriger werden. Wieder 

Aktenvermehrung. Aus diesen Gründen ist es schwer, dass man zustimmt. 

B a u e r: Wir sind einer Meinung, dass jede Sektionierung ihre Gefahren hat. Alle diese Gefahren könnten 

wegfallen, wenn die Sache damit begleitet wird, dass die Autonomie der Gen.PostDion beseitigt wird und es sich 

nur um die Schaffung 2 neuer Sektionen handelt. Wenn diese neuen Direktionen nichts anderes sind als 

Sektionen des Staatsamtes für Verkehr, so fallen doch wohl die Gefahren weg, die hier besprochen wurden und 

es würden die Wünsche der Bediensteten befriedigt werden. 

E l d e r s c h: Ich bin derselben Meinung. Eine Verzögerung in der Geschäftsbehandlung fürchte ich nicht. 

Wenn getrennte Sektionen, wird es rascher gehen, als wenn die Juristen sich mit den Technikern streiten. 

P a u l: Der alte Staatsrat und das alte Kabinett haben es den Angestellten versprochen. Ich habe den 

Trennungskreis eingeschränkt und werde keine Personalvermehrung eintreten lassen. Wenn die 

Vollzugsanweisung nicht durchgeht, so stehe ich vor einer sehr schwierigen Bewegung. Die Befürchtung des 

Resch habe ich auch mit den Organisationen besprochen. Diese Befürchtung besteht nicht. Ich kann es ja 

innerhalb meines Staatsamtes machen. 

R e s c h: Ich glaube nicht, dass es sich nur um die Trennung von 2 Sektionen handelt. Der § 5 spricht ja 

auch von der Trennung von Post- und Telegraphenämtern. 

P a u l: Es kann nur z.B. das Hauptpostamt Innsbruck getrennt werden. Weiter hinunter kann das nicht 

gehen. Ich kann nicht einen Postmeister in zwei Hälften teilen. 

R e s c h: Ich bin gegen die Fassung des § 5, dass die Post- und Telegraphenämter in selbständige .....[so im 

Stenogramm] getrennt werden. 

P a u l: Ich verstehe nur die großen Ämter in den Landeshauptstädten. 

R e s c h: Man sollte den Dienst teilen, aber nicht das Amt. 

B a u e r: Das „unverhältnismäßig“ soll man streichen. Dann hat der Staatssekretär eine Deckung gegenüber 

dem Personal. 

P a u l: Ich ziehe den Antrag jetzt zurück und werde bis zum Freitag eine neuerliche Fassung für die 

Bedenken Resch' vorschlagen. 

Vertagt. Einverstanden. α 

 

6. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend die Unterstützung von 

arbeitslosen Arbeitern und Angestellten. 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Bestimmungen der Vollzugsanweisungen 

vom 14. Februar 1919, St.G.Bl. Nr.120 und 121, betreffend die Unterstützung der arbeitslosen 

Arbeiter sowie betreffend die Unterstützung der arbeitslosen Angestellten, ferner die 

einschlägige Vollzugsanweisung vom 24. Juni 1919, St.G.Bl. Nr. 327, in ihrer Geltungsdauer 
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bis einschließlich 31. Oktober 1919 – mit gewissen Einschränkungen – erstreckt wird.12 

 
α 5b) Arbeitslosenunterstützungverlängerung. 

G r i m m: Ich hatte den Abbau noch in der Richtung gewünscht, dass auch die ausgenommen werden, die 

die Invalidenrente-Brief (?) ausgenommen werden.  

H a n u s c h: Die Invalidenrente wird eingerechnet auf die Arbeitslosenunterstützung. Das macht die 

Paritätische Kommission ständig mit Zustimmen des Staatsamtes für soziale Verwaltung.  

G r i m m: Bestimmung, dass die Zeit, die jemand außerhalb seiner Heimat.................. limitiert wird.  

S t ö c k l e r: Wir müssen Einschränkungen machen. Unterstützt den Antrag Grimm.  

G r i m m: Wenn jemand als Arbeitsloser von seinem früheren Aufenthaltsort länger als 1 Monat fernbleibt, 

soll ihm die Arbeitslosenlosenunterstützung eingestellt werden.  

H a n u s c h: Die Überprüfung, was die Leute früher waren, wird seit einigen Wochen durchgeführt. Damit 

sie sie der ….. der entsprechenden .....  

Angenommen.  

 

5c) Vertagt. α 

 

7.13 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung über die Erhaltung des 

Arbeiterstandes in gewerblichen Betrieben. 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Erlassung einer Vollzugsanweisung, wonach die Geltungsdauer der Bestimmung des § 2 der 

Vollzugsanweisung vom 14. Mai 1919, St.G.Bl. Nr. 268, über die Anstellung von 

Arbeitslosen in gewerblichen Betrieben bis zum 31. Oktober 1919 erstreckt wird. 

 

8.14 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung, betreffend die dritte Ausgabe der 

Arzneitaxe zu der österreichischen Pharmakopöe Ed. VIII für begünstigte Parteien 

(Krankenkassentaxe) sowie betreffend die achte Ausgabe der Arzneitaxe zu der österr. 

Pharmakopöe Ed. VIII. 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Erlassung von zwei Vollzugsanweisungen, betreffend die dritte Ausgabe der Arzneitaxe zu 

der österr. Pharmakopöe Ed. VIII für begünstigte Parteien (Krankenkassentaxe), sowie 

betreffend die achte Ausgabe der Arzneitaxe zu der österr. Pharmakopöe Ed. VIII. 
                                                 
12  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
13  „6 b)“. 
14  „6 a)“. 
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9.15 

Beurlaubung eines Beamten des Staatsamtes für soziale Verwaltung mit Wartegebühr. 

Staatssekretär H a n u s c h  kommt auf die bereits in den Sitzungen des Kabinettsrates am 

10. und 13. Juni d.J. behandelte Frage der dienstlichen Behandlungen des Ministerialsekretärs 

im Staatsamte für soziale Verwaltung Dr. Karl Gottfried H u g e l m a n n  zurück. 

Das Staatsamt für soziale Verwaltung sei der Anschauung, dass hier der Fall des § 73 D.P. 

gegeben sei, da es aus dienstlichen Rücksichten unzulässig sei, dass ein Staatsbeamter als 

Herausgeber einer, zur Regierung in scharf oppositioneller Stellung befindlichen und der 

gegenwärtigen 8taatsform mitunter kritisch gegenüberstehenden politischen Tageszeitung 

fungiere. 

Der sprechende Staatssekretär beabsichtige daher, Dr. H u g e l m a n n  mit Wartegebühr 

zu beurlauben, jedoch mit der Durchführung dieser Maßregel erst nach dem Inkrafttreten des 

Pensionsbegünstigungsgesetzes vorzugehen, damit die in Anbetracht des Familienstandes und 

der geringen Pensionsgebühren für den unbemittelten Beamten – die Herausgeberschaft der 

Zeitung biete ja keine verlässliche und dauernde Versorgung – überaus einschneidenden 

Folgen der Versetzung in den dauernden Ruhestand vermieden werden. 

Der Kabinettsrat stimmt dieser Maßnahme zu. 

 

10.16 

Gesetzesbeschluss des n.ö. Landtages, betreffend die Einhebung einer Landesabgabe von 

öffentlichen Vorführungen und Tanzunterhaltungen (Lustbarkeitsabgabe) im Lande 

Niederösterreich. 

Staatssekretär E l d e r s c h  teilt mit, dass er der n.ö. Landesregierung in Anhoffnung der 

nachträglichen Genehmigung der Staatsregierung im kurzen Wege die Zustimmung zur 

sofortigen Verlautbarung des vom n.ö. Landtag beschlossenen Entwurfes eines Gesetzes, 

betreffend die Einhebung einer Landesabgabe von öffentlichen Vorführungen und 

Tanzunterhaltungen (Lustbarkeitsabgabe) im Lande Niederösterreich, erteilt habe, da dieser 

Gesetzesbeschluss in sachlicher und formeller Beziehung zu einer Vorstellung keinen Anlass 

biete. 

Der sprechende Staatssekretär erbittet und erhält die nachträgliche Genehmigung zu dieser 

Verfügung.17 

                                                 
15  „6 c)“. 
16  „7“. 
17  „8) Vertagt auf Freitag.“ 
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11. 

Frage des Anschlusses Vorarlbergs an die Schweiz. 

Der Vorsitzende ersucht, sich während der Beratung über diesen Gegenstand absentieren 

zu dürfen und übergibt den Vorsitz dem Staatssekretär Dr. B r a t u s c h. 

Dieser teilt mit, dass er in Ausführung des Beschlusses des Kabinettsrates vom 18. Juli d.J. 

im Einvernehmen mit der Staatskanzlei den dem Protokoll als Beilage b) angeschlossenen 

Entwurf einer Antwortnote auf die Zuschrift des Vorarlberger Landesrates vom 12. Juli d.J. 

ausgearbeitet habe. Mittlerweile sei auch eine Eingabe des sogenannten Schweizer 

Aktionskomitees in Vorarlberg eingelangt, in welcher neuerlich die Forderung nach 

Durchführung des Anschlusses dieses Landes an die Schweiz erhoben wird. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n  weist darauf hin, dass die Stimmung in Vorarlberg 

durchaus nicht so einheitlich sei, wie dies in der vorerwähnten Eingabe dargestellt werde. Es 

seien die Deutschnationalen, ferner die Industriellen in Vorarlberg, sowie eine Reihe von 

Gemeinden, welche unmittelbar an den Arlberg angrenzen, in Abfall zu bringen. Das 

Ergebnis der seinerzeitigen Abstimmung, welche sich nicht auf die Frage für oder gegen den 

Anschluss, sondern lediglich auf die Frage bezogen habe, ob über den Anschluss mit der 

Schweiz verhandelt werden solle, gebe kein richtiges Bild über das Stimmenverhältnis der 

Anschlussfreunde und Anschlussgegner. 

Staatssekretär Dr. B a u e r  glaubt, dass die Staatsregierung die Beantwortung der 

Vorarlberger Note nicht werde umgehen können, doch sei der gegenwärtige Zeitpunkt hiezu 

nicht geeignet. Wenn unsere Grenzen im Friedensvertrage einmal festgelegt sein werden, so 

würden die Verhandlungsbedingungen für die Regierung weit günstiger sein. Seiner Ansicht 

nach wäre mit der Beantwortung bis nach Abschluss des Friedens beziehungsweise bis zur 

Rückkehr des Staatskanzlers zuzuwarten. 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei.18 

 
α E l l e n b o g e n: Die Stimmung ist nicht so einheitlich wie sie in diesem Brief dargestellt wird. Es fallen 

ganz weg die Deutschnationalen, ferner die Industriellen in Vorarlberg, ferner die Sozialdemokraten. Die Sozi 

haben nicht für den Anschluss an die Schweiz gestimmt, sondern nur dafür wie die Frage war, nämlich ob 

verhandelt werden soll über die Frage. Die Sozialdemokraten sind jetzt einstimmig dagegen, weil sie der 

Meinung sind, dass Deutschösterreich nicht geschadet werden soll und weil sie fürchten, dass ihre Industrie 

durch die Schweiz ruiniert wird. Eine ganze Reihe von denen, die keiner der 3 Gruppen angehört, sind 

gleichfalls gegen den Anschluss. Klösterle usw., die unmittelbar an den Arlberg anschließen.  

                                                 
18  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Die 1. Abstimmung, die verhandelt werden soll, wird so gedeutet als ob das ein Ausdruck für den Anschluss 

gewesen wäre. Ich habe versucht, von den Bezirkshauptmännern eine Meinung zu bekommen. Sie haben nicht 

einmal gewagt zu sagen wie die Sache steht.  

Das sicherste Mittel gegen den Anschluss wäre der Anschluss an Deutschland. Wenn dieser Anschluss 

aktuell würde, so würde die andere Anschlussbewegung sehr viel an Aktualität verlieren. Ich beantrage, gar nicht 

zu antworten.  

B a u e r: Ich glaube, dass die Regierung gezwungen ist, auf die Zuschrift der Landesregierung Antwort zu 

geben. Aber heute glaube ich, soll man nicht antworten, sondern noch ein paar Tage warten bis zum Frieden. 

Wenn unsere Grenzen im Frieden einmal festgelegt sind, so haben wir doch sehr günstigere 

Verhandlungsbedingungen. Wenn der Kanzler zurückkommt, so soll man ihn gleich darauf aufmerksam machen, 

dass die Antwort nicht erfolgt ist. Rückwirkungen auf die Angelegenheit könnte allerdings die Bewegung in 

Tirol für den Anschluss an Bayern machen. Das muss die Bewegung in Vorarlberg stärken. Denn wenn Tirol an 

Bayern geht, so muss Vorarlberg etwas machen.  

Man soll die Sache evident ….  

Im Sinne Bauers angenommen. α 

 

 

Zusätze aus dem Stenogramm 99 

 
B r a t u s c h: In Ergänzung Westungarn. Ab Sitzung des Hauptausschusses. 

Im Hauptausschuss 3 Beschlüsse gefasst: 

1.) Es sei ein Auftrag dem Kabinett zu geben, im Falle als die Zustimmung der Entente gegeben ist, die 

Besetzung vorzunehmen. 

2.) Kommuniqué. 

3.) Weisung an das Kabinett bezüglich der zwischenstaatsamtlicher Kommission wegen Einsetzung sobald 

die Entente. 

E l d e r s c h: Einladungen ergehen heute. Erste Sitzung Montag. 

3 Politiker: Neunteufel ….. d.nat. 

Parrer ….. chr.soz. 

Ofenböck .... soz.dem. 

ad 1.) Noch Montag abend mit Ippen ins Einvernehmen gesetzt. Ippen bei Lepé. Lepé erklärte, er weiß dass 

Westungarn für Deutschösterreich belassen wird und dass die Entente gegen die Besetzung nichts einzuwenden 

habe. Aus diesem Bewusstsein habe er Deutsch verständigt. Eine Antwort der Entente noch nicht eingelangt. 

Ich habe mit Eldersch beschlossen, dass die Zustimmung noch nicht als gegeben erachtet wird. 

E l d e r s c h: Gandolf meldet. Die Strömung für den Anschluss. Das Wichtigste sind aber die Léhar-

Truppen. Diese erklären, sie würden sich nur zurückziehen bis sie die Weisung von der Entente und der 

ungarischen Regierung haben. Übereinstimmend gemeldet, dass ziemlich viele Truppen da sind. 

D e u t s c h: Diese Lehar-Truppen sind einige 1000 Mann. Mit diesen würden wir fertig werden, wenn wir 

den moralischen Rückhalt hätten, das Mandat der Entente zu haben. 
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Vom RV.A.19 der Soldatenräte Deputation aus Westungarn gekommen und hat Einmarsch verlangt. Dieser 

Ausschuss hat erklärt, dass er nur ein Exekutivorgan der Regierung ist und er werde die Wünsche weiterleiten. 

Wenn die Regierung es wolle, so werden die Baone der Volkswehr mit größter Bereitwilligkeit marschieren. 

E l d e r s c h: Man soll diesen Sachverhalt in der Presse darstellen. Damit die Notiz Neunteufel als ob die 

Volkswehr sich in Gegensatz zur Regierung gestellt hätte. 

S t ö c k l e r: Beantrage anstatt Parrer Gruber. 

I p p e n: Wir haben gestern eine längere Antwortnote auf den ungarischen Protest von R. bekommen, die 

heute in Budapest überreicht werden wird.  

Verliest die Note.  

Ich gab nach Erhalt dieser Note dem Herrn Staatskanzler zu bedenken, dass vielleicht diese Note einige 

scharfe Stellen enthält und die Stimmung mit Ungarn beeinträchtigen könnte. Staatskanzler hat entschieden, dass 

sie doch überreicht wird. Bei dieser Gelegenheit einige Bemerkungen Renners zur Lage für das Kabinett. Wir 

haben gar keine Ursache, uns gegenüber Ungarn klein zu machen. Haben nicht die geringste Schuld, dass die 

Entente ihren Entschluss revidiert. Im Gegenteil, wir dürften noch etwas dazu bekommen. Politik der Schwäche 

nicht zum empfehlen, es handelt sich um ein ganzes Land. Ungarische Regierung keine Sympathie im Westen.  

Gespräch mit Allegé. Antrag im Einvernehmen mit mir nach Paris: Den rumänischen Truppen wäre 

aufzutragen, die Demarkationslinie vom 20. August keinesfalls zu überschreiten. Im Interesse einer Beruhigung 

nötig, dass die magyarischen Formationen einschließlich Gendarmerie herausgezogen werden. Da aber das Land 

nicht ohne Ordnungstruppen sein kann, so wäre d.ö. Gendarmerie hinzuschicken.  

Ich habe ihm auf seine Anfrage mitgeteilt, der Standpunkt der Regierung: Einmarsch statt nach Zustimmung 

der .... Mandat.  

B a u e r: Vorgestern hat mich der englische Militärbevollmächtigte besucht. Allgemeines Gespräch über die 

Lage in Ungarn. Er hat sehr feindselig gegen Josef gesprochen. Ich habe die Gelegenheit benützt, mit ihm über 

Westungarn zu sprechen. Auffällig zurückhaltend. Man könne von der Entente nicht verlangen, dass sie die 

Zustimmung gibt zur Besetzung, bis nicht der Friede ratifiziert wird. Ich habe den Eindruck, dass er entweder 

keine Instruktion und nur eine sehr zurückhaltende Instruktion aus London hat.  

D e u t s c h: Erklärung.  

Amtlich wird verlautbart: Gegenüber einer Meldung, dass der Reichsvollzugsausschuss der Soldatenräte sich 

für eine Besetzung Westungarns ausgesprochen hätte, wird festgestellt: [wie oben] Im letzten Absatz 

Sicherheitsdienst. 

B a u e r: Ich halte das Ganze für überflüssig. Wenn der Eindruck wäre, dass uns der Soldatenrat nicht zur 

Verfügung steht, dann müsste man korrigieren. Aber sonst nicht.  

F i n k: Die Meinung geht dahin, dass ein Kommuniqué nicht notwendig. 

 

1.) Auftrag an das Kabinett, im Falle als die Zustimmung der Entente gegeben wird, die Besetzung 

vorzunehmen.  

2.) Erlassung eines Kommuniqués, in welchem  

a) wir sagen, dass einstimmig beschlossen wurde, die Note Renners an Clemenceau vom 14. zu genehmigen  

b) Proklamation an die Bevölkerung Westungarns mit den Unterschriften für den Hauptausschuss .....  

3.) Weisung an das Kabinett bezüglich der zwischenstaatsamtlichen Kommission im Staatsamt des Innern, 

                                                 
19  Reichsvollzugsausschuss. 
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welches alle verwaltungsorganisatorischen Vorbereitungen zu treffen hat für den Fall als die Zustimmung der 

Entente zur Besetzung einlangt.  

 
B a u e r: Es ist den Herren bekannt, dass ich schon hier zur Sprache gebracht habe das Gerede in der 

Öffentlichkeit und Bankkreisen über die Hausse der Alp.Aktien und einige andere finanzielle Angelegenheiten. 

Nun haben aber die Dinge in den letzten Tagen in Zusammenhang mit der neuen Hausse-Welle, die auch andere 

Papiere ergriffen hat, das Gerede neuerlich verstärkt. Man kann sich nicht der Leute erwehren, die einem alle 

möglichen Gründe und Begleiterscheinungen mitteilen wollen. Auch in der Presse werden alle möglichen 

Anspielungen gemacht. Es ist ganz unmöglich, dass die Regierung zu diesen Dingen schweigt. Man muss in 

irgendeiner Form die Sache klarstellen, die das Gerede erschlägt.  

Diese Dinge, die herumerzählt werden, sind Dinge, die sich eine Regierung nicht nachsagen lässt, weil sie 

ihre Mitglieder persönlich tangiert. Bitte den Staatssekretär für Finanzen zu sagen, ob er es nicht für notwendig 

hält, die Sache in der Öffentlichkeit aufzuklären. Ich erwäge, ob die Dinge nicht so schwerwiegend sind, dass 

man darüber geradezu eine Enquete veranstalten sollte. Dass man die Herren einlädt und sie einem Vertreter des 

Finanzamtes gegenüberstellt. Wenn das nichts nützt, dann müsste man sich zu gerichtlichen Schritten 

entschließen.  

Mit einem Kommuniqué dürfte man nicht das Auslangen finden. Es scheint mir ganz unmöglich, dass die 

Regierung schweigt.  

S c h u m p e t e r: Ich gestehe, ich bin über die Haltung der Presse und der Finanzwelt entrüstet. Die einzige 

Schwierigkeit, die die Sache hat, ist nicht die Alpine, auch nicht die weitere Kurssteigerung, die durch eine 

Enquete aufgeklärt werden könnte, wobei es nur die Frage wäre, ob das zur Beruhigung beitragen würde. Das 

schwierigste ist aber die valutapolitische Seite. In der Zeit, wo ich täglich einen Brief vom V.E. wegen Valuta 

für Lebensmitteln verlangte, habe ich einige Privatfirmen in Zürich zu Valutakäufen verwendet. Zahlreiche 

Ämter haben aber selbständig Valutapolitik betrieben. Die Privatfirmen habe ich auf Verlangen der 

Kabinettsmitglieder verwendet durch Krone-Verkäufe ins Ausland, weil es von einigen Kabinettsmitgliedern 

verlangt wurde. Davon bin ich aber bald abgekommen.  

Ich habe nunmehr das hiesige Haus Kala verwendet.  

Die Bestände an ausl. Valuten dürften ca. 30 Mill. Lire  

                                                                        6" franz. Fr.  

                                                                         4 " Schweizer Fr.  

                                     bescheidene Menge (10 Mill. K) Pfd. u. Dollar sein. 

Außerdem musste ein Teil Ernährungsbedürfnissen gewidmet werden. Es ist das etwas, was ganz 

einwandfrei ist, aber unhaltbar ist, wenn der Entente mitgeteilt wird, dass wir ein Konto bei der Fa. Blanard (?) 

haben. Das macht es so schwer, über die Sache in einer Enquete zu sprechen. Bei den Machinationen gewisser 

Bankdirektoren lag mala fides vor. Alle Großbankendirektoren und alle volkswirtschaftlichen Redakteure haben 

à la Baisse spekuliert. Nun aber sind die Kurse hinaufgegangen. Nun muss sich die k.Mine wieder decken, daher 

gingen die Kurse wieder hinauf. Eine Schließung der Börse wäre ein Wahnsinn, weil die Steigung der Kurse 

unseren Kredit fördert. Meine Politik ist die einzig richtige.  

Hoover will nichts mehr liefern. Ich musste daher für die Zukunft vorsorgen und nachdem die Summen, die 

ich beschafft habe, eingetroffen sind, so muss ich damit fortfahren.  

Die Verwertung der Kunstschätze ist eine Sache, die man mit der Reparationskommission bespricht.  
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Was hat zu geschehen: Ich selbst war entschlossen, nachdem von der Arbeiter Zeitung die Serie von Fragen 

an mich heute früh gestellt wurde.  

Kala-Frage kann ich nicht beantworten. Die übrigen Fragen kann man in einem Kommuniqué beantworten. 

Natürlich nicht gegenüber einer Zeitung, sondern überhaupt. Entweder Kommuniqué des Finanzamtes oder der 

Regierung, welches dem Kabinett vorgelegt werden müsste.  

Gerichtliche Schritte: Wenn keine Ehrenrührigkeit herauskommt, so hilft es nichts für die Sache selbst. Es 

sind die Angriffe gegen mich so wenig konkret, dass man gegen die Leute nichts ausrichten wird. Ich glaube, 

dass ein Kommuniqué des Finanzamtes genügt.  

Hingegen eine öffentliche Enquete in valutapolitischen Angelegenheiten, die im Kabinett besprochen werden 

können, glaube ich ist nicht möglich. Eine Anhörung von Schwarzwald, Kala im Kabinett könnte ich beantragen. 

Ich bitte, in den politischen Parteien der Last der Verantwortung, die auf mir liegt, zu gedenken und wenigstens 

dort aufklärend zu wirken.  

Ich bitte, im Interesse der Kabinettsloyalität soweit der Parteieneinfluss reicht, den Leuten Vernunft 

beizubringen. 

E l d e r s c h: Die Angelegenheit ist ein Dickicht, das man nicht durchdringen kann. 

Was man über das Bankhaus Kala ….. ….. auf das Finanzamt, weil diese Fa. mit dem Finanzamt in 

Verbindung steht. Die Tatsachen, die behauptet werden, ergaben zum Schluss, dass das Finanzamt über große 

Valutabestände verfügen muss. Es wird bestritten, dass Kala die 17 Mill. fremde Valuta der Devisenzentrale 

abgeliefert hat, die er für den Verkauf der Alp. erhalten hat. Man sagt, dass die Devisengeschäfte des 

Finanzamtes ganz unkontrollierbar sind, weil das Finanzamt die Devisen aufbewahrt. Ich möchte das Finanzamt 

warnen, an die Banken heranzutreten und einen Dispositionsfonds für die Regierung zu schaffen. 

Haben Sie/Hat sie mit irgend jemand verkehrt und darauf Einfluss nehmen wollen. Darauf werden wir 

schlüssig werden.  

S c h u m p e t e r: Ich stelle fest, dass Kala die Devisen tatsächlich abgeführt hat. Von Verhandlungen 

wegen Schaffung eines Dispositionsfonds ist mir nichts bekannt. Ich ersuche den Herrn Staatssekretär Eldersch 

um Nennung seines Gewährsmannes.  

E l d e r s c h: Darüber werden wir schlüssig werden.  

B a u e r: Es ist der Versuch gemacht worden, an mich heranzutreten, um mir alle möglichen Sachen über 

das Finanzamt zu sagen.  

Ich bin immer zu Schumpeter gegangen und habe es ihm gesagt, damit im Kabinett gesprochen wird. Eine 

öffentliche Enquete halte ich auch für unmöglich. Aber ob man die Sache nicht teilweise aus der Welt schaffen 

könnte, dass ein paar Herren zusammentreten und die Sache besprechen. Ich bin insbesondere darüber betroffen 

gewesen, dass auch durchaus seriöse Leute den umgehenden Gerüchten Glauben schenken.  

F i n k: Kom. des Kabinettes.  

B a u e r: Wenn es gelingt, die paar Leute, auf die es ankommt, zu beruhigen, dann wird es für die Regierung 

gut sein.  

S c h u m p e t e r: Auf die Öffentlichkeit wird das aber nicht wirken. 

B a u e r: Dies ist auch nicht notwendig, die Hauptsache ist, dass das Kabinett klar sieht. Bratusch und je 

einer der Herren der Koal.Regierung und aus einem Vertreter der Banken, etwa Gen.Dir. Wimmer und die sollen 

sich ein paar Leute einvernehmen. Man sollte dabei auch den Kahr (?) vernehmen und dann soll dem Kabinett 

berichtet werden. Nebenbei kann ja auch ein Komitee des Finanzamtes laufen. Ergebenst Dr. Bratusch 
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Hinausgabe eines Kommuniqués des Finanzamtes und Einsetzung einer Kommission.  

Bratusch, Schumpeter, Eldersch, Fink, Wimmer. 

 
E l d e r s c h: Auslieferung der ungarischen Volksbeauftragten. Pol.Bericht. 

B r a t u s c h: Rechtslage zu Ungarn. Die ganze Frage der Auslieferung steht damit auch damit in 

Zusammenhang, ob es sich nicht um Delikte handelt, die man hier verfolgt. 

P a u l: Bitte Eldersch mit Sever zu sprechen, damit die Frauen und Kinder der Volksbeauftragten nicht 

Hunger leiden. 

E l d e r s c h: Ist bereits geschehen. Lebensmittel sind schon hinausgekommen. 

 




































































































































































































































